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Drudesache 2141 


Der Bundesminister für Verkehr 
- W 6 - 4001 BT 56 - 


Boxin, den 28. Februar 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Kanalkreuzung Bundesstraße 77 (Europastraße 3) — 
Nord -Ostsee -Kanal bei Rendsburg 

Bezug: Kleine Anfrage 232 der Abgeordneten Lenz 
(Brühl), Kurlbaum und Genossen 
- Drucksache 2099 - 


Die Anfrage wird wie folgt beantwortet; 


Zu Frage 1 

Eingehende Untersuchungen über die Frage, wie das Kanalkreuzungs- 
bauwerk in Rendsburg zweckmäßig ausgeführt werden soll, haben 
ergeben, daß unter den örtlich gegebenen Verhältnissen und unter 
Berücksichtigung der Verkehrsbedürfnisse des Kanals und der Straße 
ein Tunnel einer Hochbrücke vorzuziehen ist und daß auch hinsicht- 
lich der Summe der Bau-, Betriebs- und Unterhaltungskosten nur so 
geringe Unterschiede zu erwarten sind, daß sie gegenüber den all- 
gemeinen Vorteilen einer Lösung durch die Anlage eines Ttmnels 
nicht ausschlaggebend sein können. 

Bei Anlage einer Hochbrücke ist eine Hebung der Straße um 42 m 
erforderlich; bei Anlage eines Tunnels ist eine Senkung von nur 26 m 
für den Fährverkehr und von nur 24 m für den Fußgänger- und 
Radfahrerverkehr notwendig. Sdion daraus ergibt sich, daß der 
Straßenverkehr, wenn er über eine Hochbrücke geleitet werden muß, 
für jeden Verkehrsteilnehmer zusätzliche Leistungen und Kosten er- 
fordert, so daß bei einer volkswirtschaftlichen Bilanz der Tunnel der 
Hochbrücke überlegen ist. Dazu kommt, daß bei den dort herrschen- 
den Witterungsverhältnissen die Überquerung des Kanals auf einer 
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Hochbrücke für den größten Teil der Straßenbenutzer mit sehr unan- 
genehmen Nebenwirkungen verknüpft ist (Winddruck, Glatteis usw.). 
Daraus ergibt sich, daß der Tunnel hinsichtlich der Verkehrsverhält- 
nisse und der Verkehrssicherheit der Brücke erheblich überlegen ist. 
Die Anlagen der Rampen sind für eine Hcxhbrücke auf beiden Sei- 
ten des Kanals je 1200 m lang und müssen weithin sichtbar über das 
Gelände aufgeschüttet werden. Für den Tunnel sind für den Fähr- 
verkehr nur 740 m, für den Fußgänger- und Radfahrerverkehr nur 
350 m lange, in das Gelände eingeschnittene Rampen erforderlich. 
Das bedingt für den Ortsverkehr der Stadt Rendsburg bei einer Brük- 
kenanlage einen Umweg über die je 1200 m langen Rampen der 
Brücke, der nicht tragbar erscheint und die zusätzliche Einrichtung 
einer Fähre oder die Anlage von leistungsfähigen Aufzügen oder 
Rolltreppen in den 42 m hohen Brückenwiderlagern, insbesondere für 
die Fußgänger und Radfahrer, unerläßlich macht. Die wesentlich ge- 
ringeren Umwege bei der Tunnelbenutzung sind dagegen annehmbar, 
so daß bei der Tunnelanlage Aufzüge und Rolltreppen mit ihrer 
erheblichen Betriebsbelastung entbehrt werden können. Landschaftlich 
sind die hohen Brückenrampen zweifellos keine Verbesserung. Sie 
erdrücken das Stadtbild. Die Tunneleinschnitte dagegen beeinträch- 
tigen das Stadtbild in keiner Weise. Hinzu kommt, daß die Brücken- 
anlage im Weichbild der Stadt einen wesentlich größeren Grund- 
flächenbedarf hochwertiger Grundstücke erfordert als die Tunnel- 
anlage. 

Die hier aufgeführten Gründe haben die Ratsversammlung der Stadt 
Rendsburg, den Kreisausschuß Rendsburg, den Landtag von Schles- 
wig-Holstein, die Landesregierung von Schleswig-Holstein, den Bun- 
desrat und den Verkehrsausschuß des Deutschen Bundestages veran- 
laßt, sich für die Tunnellösung auszusprechen. Das Bundesverteidi- 
gungsministerium hat sich dieser Auffassung angeschlossen. 

Bei der Beurteilung der Frage der Zweckmäßigkeit der Lösung des 
Kreuzungsbauwerks muß die Sicherheit des Schiffahrtsverkehrs im 
Vordergrund stehen. Der Straßenverkehr ist dabei von zweitrangiger 
Bedeutung. Im Falle von möglichen Eingriffen Ist der Tunnel weniger 
gefährdet als die Brücke. Bei seiner etwaigen Zerstörung ist der 
Schiff ahrtsweg nicht gefährdet, bei einer etwaigen Zerstörung der 
Brücke wird der Schiff ahrtsweg für lange Zeit unterbrochen. 

Unter diesen Umständen war eine Wettbewerbsausschreibung über 
die zweckmäßigste und preisgünstigste Form der Errichtung des 
Kanalkreuzungsbauwerks mit der Fragestellung Tunnel oder Brücke 
nicht angebracht. Eine solche Wettbewerbsausschreibung würde den 
beteiligten Firmen außerordentlich hohe Projektierungskosten zuge- 
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mutet haben. Dies ist umso weniger zu vertreten, als die Entscheidung 
darüber, ob das Kreuzungsbauwerk als Brücke oder als Tunnel aus- 
zuführen ist, eine grundsätzliche und keine ausschließliche Kösten- 
entscheidung ist. 


Zu Frage 2 

Aus den angeführten Gründen ist die Bundesregierung nicht bereit, 
einen derartigen Wettbewerb auszuschreiben. 


Zu Frage 3 

Zur Lösung der grundsätzlichen Frage, ob aus allgemeinen Über- 
legungen ein Tunnel oder eine Brücke als Kreuzungsbauwerk bei 
Rendsburg in Frage kommt, ist nichts veranlaßt worden, das die 
Grundsätze der freien Marktwirtschaft berühren könnte. Die durch- 
geführten Untersuchungen und Überlegungen entsprechen der regel- 
mäßigen Übung, daß bei einer solchen Aufgabe zunächst seitens der 
zuständigen Bauverwaltungen im Benehmen mit den Dienststellen des 
Landes, der Kreise und Gemeinden, deren Interessen berührt werden, 
und unter Beteiligung von anerkannten Sachverständigen die tech- 
nischen Möglichkeiten untersucht, die voraussichtlichen Kosten er- 
mittelt und die Vor- und Nachteile möglidier Lösungen sorgfältig 
gegeneinander abgewogen werden. Erst die auf Grund dieser Unter- 
suchungen ermittelte, für den gesamten Verkehr zweckmäßigste und 
hinsichtlich der Kosten voraussichtlich günstigste Lösung wird dann 
einer Ausschreibung zugrunde gelegt. Die Ausführung des Bauwerks, 
die auf Grund der Ausschreibungsergebnisse in Betracht kommt, wird 
sodann nach den Grundsätzen der freien Marktwirtschaft und unter 
Berücksichtigung der geltenden Gesetze und Vorschriften vergeben. 


Dr.-Ing. Seebohm 
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